
 

Förderverein 

  

für die Schüler   

der Grundschule Nordholz   
 

 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen “Förderverein für die Schüler der Grundschule Nordholz " 
und soll in das Vereinsregister eingetragen werden; nach der Eintragung führt er den Zusatz 
“e. V.". 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Nordholz. 
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Der Zweck des Vereins 
 
(1) Zweck des Vereins ist die ideelle und finanzielle Förderung von Erziehung und Bildung, 
der Schülerinnen und Schüler der Grundschule Nordholz im Sinne des Leitbildes der Schule. 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts “Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 
(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch folgende Maßnahmen: 

a)die Unterstützung bei der Anschaffung von Lehr- und Lernmitteln, speziell der Mul-
timedialen Ausstattung und Bibliotheksausstattung soweit der Träger zu seiner An-
schaffung nicht verpflichtet ist bzw. sie vom Träger der Schule nicht angeschafft wer-
den können. 
b) Unterstützung der Erhaltung und des Ausbaues des Außengeländes der Grundschu-
le zur Förderung der geistigen und körperlichen Aktivität der Schüler. 
c) Förderung der Persönlichkeit und Toleranz der Schüler durch geeignete Maßnah-
men. 
d) Unterstützung von Maßnahmen zur Förderung der Lernentwicklung aller Schüler 
durch die Finanzierung ggf. Einstellung von Hilfskräften, die in Abstimmung mit der 
Schulleitung, die pädagogischen und fachlichen Anliegen der Schule unterstützen, wie 
z.B. : Schülerbetreuungspersonal, Fachkräfte für Arbeitsgemeinschaften, Hausaufga-
benhilfe für alle Schülerinnen und Schüler der Grundschule Nordholz. 



e) Der Verein fördert die Zusammenarbeit zwischen Schülern, Eltern ,Schulelternrat 
und Schule unter anderem durch die Organisation und finanzielle Unterstützung von 
verschiedenen Veranstaltungen. 
f) Finanzielle Unterstützung sozialschwacher Schüler bei kostenpflichtigen Schulver-
anstaltungen 
g)Der Förderverein möchte durch Vorträge und Fortbildungsreihen die pädagogische 
Arbeit von Eltern und Schule unterstützen. 
 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 
sonstigen Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigt werden. 
 
(5) Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Jeder Beschluss über die Ände-
rung der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht dem zuständigen Finanzamt 
vorzulegen. 
 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede volljährige Person werden. Über den schriftlichen Antrag 
entscheidet der Vorstand. Der Antrag soll den Namen, die Anschrift und Telefonnummer des 
Antragstellers sowie die Angabe enthalten, ob er Erziehungsberechtigter eines Kindes ist; ge-
gebenenfalls ist der vollständige Name des Kindes anzugeben. Adressänderungen sind dem 
Vorstand unverzüglich mitzuteilen. 
 
(2) Gegen den ablehnenden Bescheid des Vorstandes, der mit Gründen zu versehen ist, kann 
der Antragsteller Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab Zugang 
des ablehnenden Bescheids schriftlich beim Vorstand einzulegen. Über die Beschwerde ent-
scheidet die nächste ordentliche Mitgliederversammlung. 

 
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft endet 
 a) mit dem Tod des Mitglieds, 
 b) durch freiwilligen Austritt; 
 c) durch Streichung von der Mitgliederliste; 
 d) durch Ausschluss aus dem Verein. 
(1) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des 
Vorstandes. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungs-
frist von drei Monaten zulässig. 



(2) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen 
werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand ist. 
Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des zweiten Mahn-
schreibens drei Monate verstrichen und die Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die Strei-
chung ist dem Mitglied mitzuteilen. 
 
(3) Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch Be-
schluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist 
dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich 
vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Eine schriftliche Stellungnahme des Be-
troffenen ist in der Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit 
Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes bekannt zu machen. 
Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht der Beru-
fung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem 
Monat ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. 
Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand innerhalb von zwei Monaten die 
Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die Berufung einzuberufen. Geschieht das 
nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen. Macht das Mitglied von dem Recht 
der Berufung gegen den Ausschließungsbeschluss keinen Gebrauch oder versäumt es die Be-
rufungsfrist, so unterwirft es sich damit dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die 
Mitgliedschaft als beendet gilt. 

 
§ 5 Mitgliedsbeiträge 
 
1. Der Mitgliedsbeitrag ist jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres im Voraus zu entrichten. 
Der Beitrag ist bei Eintritt sofort fällig. 
Der Mitgliedsbeitrag wird auf der Mitgliederversammlung festgelegt. 
Der Mitgliedsbeitrag versteht sich als Mindestbeitrag. 
2. Die Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks sollen ferner durch Spenden aufgebracht 
werden. 
3. Die Beiträge sind kostenfrei, unter Erteilung einer Einzugsermächtigung an den Verein zu 
entrichten. 
4. Kontoänderungen sind dem Vorstand unverzüglich mitzuteilen. 
 
§ 6 Organe des Vereins 
  
Organe des Vereins sind 
 a) der Vorstand, 
 b) der Beirat, 

c) die Mitgliederversammlung. 
 
 
 



§ 7 Der Vorstand 
 
(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus 4 Personen, nämlich dem Vorsitzenden, dem stell-
vertretenden Vorsitzenden, dem Schatzmeister und dem Schriftführer. 
 
(2) Drei der vier Vorstandsmitglieder werden aus den Reihen der erziehungsberechtigten Ver-
einsmitglieder der Schüler der Grundschule Nordholz oder der im Wahljahr in Nordholz ein-
zuschulenden Kinder gewählt. 
Ein Vorstandsmitglied kann aus den Reihen der Vereinsmitglieder gewählt werden, unabhän-
gig davon, ob das zu wählende Vorstandsmitglied erziehungsberechtigt über eine/n Schüler/in 
der Grundschule Nordholz ist.  
 
(3) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter auf eine Person ist unzulässig. 
 
(4) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des Vorstandes, 
darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, vertreten. Rechtsgeschäfte mit 
einem Geschäftswert über 1000 € sind für den Verein nur verbindlich, wenn die Zustimmung 
des Beirats hierzu schriftlich erteilt ist. 
 
(5) Mindestens einmal im Vierteljahr soll eine Sitzung des Vorstandes stattfinden. 
 
§ 8 Die Zuständigkeit des Vorstandes 
 
(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch 
die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende Aufga-
ben: 

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesord-
nungen; 

b) Einberufung der Mitgliederversammlung; 
c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
d) Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; Buchführung; Erstel-

lung eines Jahresberichts; 
e) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen; 
f) Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitglie-

dern. 
 

(2) Der Vorstand ist verpflichtet, in allen Angelegenheiten, die über die laufende Geschäfts-
führung hinausgehen, dem Beirat Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
§ 9 Amtsdauer des Vorstandes 
 



Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, vom Tage 
der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. 
Wiederwahl ist möglich. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur 
Vereinsmitglieder. Nicht anwesende Kandidaten müssen vor der Wahl eine schriftliche Ein-
willigung beim Vorstand einreichen. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der 
Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen. 
 
§ 10 Beschlussfassung des Vorstandes 
 
(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom Vor-
sitzenden, bei dessen Verhinderung dem stellvertretenden Vorsitzenden, in Textform einberu-
fen werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. Einer Mit-
teilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
zwei Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, 
anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. 
Die Vorstandssitzung leitet der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der stellvertretende 
Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu Beweiszwecken in ein Beschlussbuch 
einzutragen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der 
Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstim-
mungsergebnis enthalten. 
 
(2) Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vor-
standsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 
 
§ 11 Rechnungsprüfung 
 
(1) Der Schatzmeister hat einmal jährlich der Mitgliederversammlung einen Kassenbericht 
vorzulegen. 
 
(2) Seine Amtszeit beträgt zwei Jahre. Wiederwahl ist möglich. 
 
(3) Dem Schatzmeister stehen zwei unabhängige Kassenprüfer zur Seite, ihre Amtszeit be-
trägt zwei Jahre, wobei der eine im geraden der andere im ungeraden Jahr gewählt wird. 
 
§ 12 Der Beirat 
 
(1) Der Beirat besteht aus mindestens 3 Mitgliedern. Er wird auf die Dauer von zwei Jahren, 
vom Tage der Wahl an gerechnet, von der Mitgliederversammlung gewählt; er bleibt jedoch 
bis zur Neuwahl des Beirats im Amt.  
 
(2) Jedes Mitglied des Beirats ist einzeln zu wählen.  
 



(3) Die Tätigkeit im Beirat ist nicht von einer Mitgliedschaft im Verein abhängig. 
 
(4) Vorstandsmitglieder können nicht zugleich Mitglieder des Beirats sein. 
(5) Der Beirat setzt sich nach Möglichkeit aus folgenden Personengruppen zusammen: 
 a)  Schulelternratsmitgliedern 
 b) Lehrkräften 
 c) Eltern 
 d) Personen des öffentlichen Lebens 
 
(6) Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten zu bera-
ten. Er unterrichtet sich in geeigneter Weise über die Angelegenheiten der Vereinsmitglieder 
und macht dem Vorstand Vorschläge für die Geschäftsführung. Bei Rechtsgeschäften mit ei-
nem Geschäftswert von mehr als 1 000 € beschließt er, ob dem Rechtsgeschäft zugestimmt 
wird. 
 
(7) Eine Sitzung des Beirats findet bei Bedarf statt. Der Beirat wird vom Vorsitzenden oder 
vom stellvertretenden Vorsitzenden des Vereins schriftlich, mit einer Frist von mindestens 
einer Woche einberufen. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Beirat muss 
einberufen werden, wenn mindestens 1/2 der Beiratsmitglieder die Einberufung schriftlich 
vom Vorstand verlangen. Wird dem Verlangen innerhalb einer Frist von zwei Wochen nicht 
entsprochen, sind die Beiratsmitglieder, welche die Einberufung des Beirats vom Vorstand 
verlangt haben, berechtigt, selbst den Beirat einzuberufen. 
 
(8) Gestrichen laut Beschluss vom 16.03.2011 
 
(9) Der Beirat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. Bei der Beschlussfassung ent-
scheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
 
(10) Scheidet ein Mitglied des Beirats vorzeitig aus, so wählt der Beirat für die restliche 
Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds ein Ersatzmitglied. 
 
(11)Die Beschlüsse des Beirats sind schriftlich niederzulegen und vom jeweiligen Sitzungslei-
ter zu unterschreiben. 
 
§ 13 Die Mitgliederversammlung 
 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied  eine Stimme. Zur Ausübung des 
Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächti-
gung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch nicht 
mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 
 
(2) Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 



a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste 
Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung 
des Vorstandes; 

b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags; 
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und des Beirats; 
d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins; 
e) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des Aufnahme-

antrags sowie über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des 
Vorstandes; 

 
(3) In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die Mit-
gliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seiner-
seits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereiches die Meinung der Mitgliederversamm-
lung einholen. 
 
§ 14 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, soll eine ordentliche Mitglieder-
versammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wo-
chen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Das Einladungsschreiben gilt 
dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein bekannt gege-
bene Adresse (Postanschrift, Faxanschluss, e-mail-Adresse) gerichtet ist. 
 
(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche 
vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform beantragen, dass weite-
re Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Versammlungs-
leiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. 
 
§ 15 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stell-
vertretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vor-
standsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei Wahlen kann die Ver-
sammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem 
Wahlleiter  übertragen werden. 
 
 (2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 
schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 
 
(3) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zu-
lassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt der Vor-
stand. 



 
(4) Gestrichen laut Beschluss vom 16.03.2011 
 
(5) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht. Zur Ände-
rung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stim-
men, zur Auflösung des Vereins eine solche von vier Fünfteln erforderlich. Eine Änderung 
des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden. Die 
schriftliche Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder 
kann nur innerhalb eines Monats gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 
 
(6) Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche die 
beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. Gewählt ist dann derjenige, der die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt. 
 
(7) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
jeweiligen Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende 
Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters 
und des Schriftführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen 
Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der ge-
naue Wortlaut angegeben werden. 
 
(8) In der Mitgliederversammlung herrscht Rauchverbot. 
 
§ 16 Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese 
muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberu-
fung von einem Drittel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe 
vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die § 13 
bis 15 entsprechend. 
 
 
§ 17 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 
 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit ¾  Stimmen-
mehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, 
sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte 
Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Ver-
ein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 
 



(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Vereinszwecks fällt das 
Vermögen des Vereins an die Gemeinde Nordholz, die es unmittelbar und ausschließlich für 
steuerbegünstigte Zwecke in der Kinder- und Jugendarbeit zu verwenden hat. 
 
 
 
Die vorstehende Satzung wurde in der Vorstandssitzung am 23. März 2022 geändert. 
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